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I. Perſonalien. 


Der Navigationslehrer Kühne in Emden Der Regierungsrat Freiherr von Zedlitz— 
it nach Danzig und der Navigationskehrer Leipe in Düſſeldorf ijt zum ſtellvertretenden 
Mennenga in Timmel nach Emden ver- Vorſitzenden des Schiedsgerichts für Arbeiter⸗ 
ſetzt worden. verſicherung Regierungsbezirk Düſſeldorf und 

Der Navigationsvorſchullehrer Kriebel der Regierungsaſſeſſor Loeber in Aurich zum 


in Altona iſt zum Navigationslehrer ernannt Vorſitzenden des Schiedsgerichts für Arbeiter⸗ 
worden. verſicherung Regierungsbezirk Aurich ernannt 


Der Navigationsſchul⸗Aſpirant von an worden. ERS 
in Danzig iſt unter Beilegung des Titels ; 
„Navigationslehrer“ und unter Verſetzung Der Lehrer Hans Sautter iſt zum etats- 
nach Timmel zum Navigationsvorſchullehrer mäßigen Lehrer an der Kunſtgewerbe⸗ und 
worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Sicherheitsleiſtungen für den Staat. 
ini ür Handel und Gewerbe. 
25 Due ® Berlin W. 66, den 14. September 1909. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 18. November 1907 (HMBL. ©. 393). 
Der hierunter abgedruckte Erlaß des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 
17. Juni d. J., nach welchem die vorrätigen Formulare der allgemeinen Vertragsbedingungen 
für die Ausführung von Staatsbauten und für die Ausführung von Leiſtungen und 
Lieferungen handſchriftlich zu ergänzen find, iſt auch für den Bereich der Handels- und 
Gewerbeverwaltung zu beachten. 
Im Auftrage. 


IIa 4576. von der Hagen. 
An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Anlage. 
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Anlage. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Berlin W. 66, den 17. Juni 1909. 

Der Herr Präſident der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe hat bei mir zur Sprache 
gebracht, daß die zur Zeit im Gebrauche befindlichen und erſt vor kurzem gedruckten 
Formulare für die allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Staats⸗ 
bauten und die allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leiſtungen 
und Lieferungen die nach dem Erlaſſe vom 8. Juli 1907 notwendige Anderung der Ab— 
ſätze 5 und 8 der §§ 26 bezw. 17 hinſichtlich der Zulaſſung der Depotſcheine der Preußi⸗ 
ſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe bei der Pfandbeſtellung noch nicht aufweiſen. 

Ich erſuche uſw., die dort noch vorrätigen Formulare handſchriftlich ergänzen 
zu laſſen. 

Die Abſätze 5 und 8 der §§ 26 bezw. 17 haben bei dem nächſten Neudruck der 
Formulare zu lauten: 

„(E.) Zum Pfande können beſtellt werden entweder Forderungen, die in das Reichs— 
ſchuldbuch oder in das Staatsſchuldbuch eines Bundesſtaats eingetragen ſind, oder bares 
Geld, Wertpapiere, Depotſcheine der Reichsbank, der Königlichen Seehandlung (Preußiſche 
Staatsbank) oder der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, Sparkaſſenbücher oder Wechſel. 

(8.) Depotſcheine der Reichsbank oder der Königlichen Seehandlung (Preußiſche 
Staatsbank) oder der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe über hinterlegte verpfändungs⸗ 
fähige (vergl. zu 7) Wertpapiere werden angenommen, wenn gleichzeitig eine Verpfändungs— 
urkunde des Unternehmers und eine Aushändigungsbeſcheinigung der Reichsbank oder der 
Königlichen Seehandlung (Preußiſche Staatsbank) oder der Preußiſchen Zentralgenoſſen— 
ſchaftskaſſe nach Anordnung der Verwaltung überreicht wird. 


In Vertretung. 
III. 12810. VD. 11001. gez. v. Coels. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 
Betr. Auskünfte über fremde Zolltarife. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 18. September 1909. 

Eine deutſche Firma iſt vor einiger Zeit von der franzöſiſchen Zollbehörde wegen 
unrichtiger Zollerklärung in Strafe genommen worden. Die unrichtige Deklaration war 
durch eine unvollſtändige Auskunft, die eine Handelskammer auf Anfrage der Firma er— 
teilt hatte, veranlaßt worden. Im Hinblick auf dieſen Vorfall erſuche ich die Handels— 
vertretungen, bei Erteilung von Auskünften über fremde Zolltarife, namentlich bei ſchwer 
zu tarifierenden Waren, die Beteiligten auf die Unſicherheit aufmerkſam zu machen und 
ihnen, ſoweit Zweifel beſtehen, nahe zu legen, in Ländern, in denen eine amtliche Zoll- 
auskunftserteilung ſtattfindet, hiervon Gebrauch zu machen, ſonſt aber ſich an das deutſche 
Konſulat am Sitze der Zentralſtelle des betreffenden Landes zu wenden. Über das amt⸗ 
liche Zollauskunftsverfahren ergehen Mitteilungen in den Veröffentlichungen des Reichsamts 
des Innern: Nachrichten für Handel und Induſtrie, Deutſches Handels-Archiv und Zoll— 
und handelsrechtliche Beſtimmungen des Auslandes. 


Im Auſtrage. 


IIb 9044. von der Hagen. 


An die Handelsvertretungen lauch Alteſten der Kaufmannſchaft hier) und den deutſchen 
Handelstag. 
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Betr. Kursmakler an der Börſe in Königsberg. 
Makle rordnung für die Kursmakler an der Börſe zu Königsberg i. Pr. 


Auf Grund des § 30 Abſ. 2 und des § 32 des Börſengeſetzes (Reichs⸗Geſetzbl. 1908 
S. 215) beſtimme ich für die Kursmakler an der Königsberger Börſe, was folgt: 


Stk 
Die Beſtellung und Entlaſſung der Kursmakler (§§ 30—34 des Börſengeſetzes) erfolgt 
nach Maßgabe des Erlaſſes vom 14. November 1896, der lautet: 


§ 1. Die Kursmakler (§ 30 des Börſengeſetzes) werden für die Börſe in 
Berlin durch den Oberpräſidenten der Provinz Brandenburg und der Stadt 
Berlin und für die übrigen Börſen, wo ſolche beſtellt werden, durch den Re⸗ 
gierungspräſidenten, in deſſen Verwaltungsbezirke die Börſe belegen iſt, beſtellt 
und in ſeinem Auftrage darauf vereidigt, daß ſie die ihnen obliegenden Pflichten 
getreu erfüllen werden (§ 30 Abſ. 1 a. a. O.). 


§ 2. Vor der Beſtellung find die Handelsorgane, denen die unmittelbare 
Aufſicht über die Börſe übertragen ijt (§ 1 Abſ. 2 des Reichs Börſengeſetzes), 
und wo eine Vertretung der Kursmakler § 30 Abſ. 2 a. a. O. beſteht, auch 
dieſe zu hören. 

§ 3. Der zum Kursmakler Beſtellte erhält nach ſeiner Vereidigung eine 
von der ihn beſtellenden Behörde ausgefertigte Beſtallung. 

§ 4. Die Entlaſſung eines Kursmaklers kann erfolgen, wenn er ſich einer 
groben Verletzung der ihm obliegenden Pflichten ſchuldig macht oder ſich durch 
ſein Verhalten in oder außer dem Amte der Achtung, des Anſehens und des 
Vertrauens, die ſein Beruf erfordert, unwürdig zeigt oder zur Erfüllung ſeiner 
Amtspflicht dauernd unfähig wird. Die Entlaſſung erfolgt durch dieſelbe Behörde, 
welche die Beſtellung vorgenommen hat. Vor der Entlaſſung find die in § 2 
bezeichneten Organe zu hören. 


§ 5. Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die bei eintretendem 
Bedürfnis zu beſtellenden Stellvertreter von Kursmaklern mit der Maßgabe 
e daß ſolche auch für eine im voraus beſtimmte Zeit beſtellt werden 
önnen. 

Die Stellvertreter haben für die Dauer der Stellvertretung die Rechte und 
Pflichten von Kursmaklern. 

§ 6. Die für die Börſenbeſucher geltenden Vorſchriften des Börſengeſetzes 
und der Börſenordnung, insbeſondere in betreff des ehrengerichtlichen Ver⸗ 
fahrens, der Zulaſſung und der Ausſchließung vom Börſenbeſuch und der 
Handhabung der Ordnung in den Börſenräumen finden auch auf die Kurs⸗ 
makler Anwendung. 

§ 7. Über die Pflichten der Kursmakler, über die Organiſation ihrer Ver⸗ 
tretung, über ihr Verhältnis zu den Staatskommiſſaren und den Börſenorganen 
ſowie darüber, in welcher Weiſe die Beobachtung der Vorſchrift des § 32 Abſatz 1 
des Börſengeſetzes zu überwachen iſt, bleibt der Erlaß von Beſtimmungen für 
die einzelnen Börſen vorbehalten. 


§ 2. 
Bei der Beſtellung neuer Kursmakler und vor einer Verteilung der Geſchäfte unter 
die einzelnen Makler iſt die Geſamtheit der Kursmakler gutachtlich zu hören. 


88. 

Die Kursmakler ſind verpflichtet, in allen Börſenverſammlungen für Geſchäftszweige, 
in denen fie bei der anuttlichen Feſtſtellung der Preiſe mitzuwirken haben, während der 
ganzen Dauer anweſend zu ſein. 

Beurlaubungen vom Börſenbeſuche ſind bei dem Börſenvorſtande zu ‚beantragen; fie 
können bis zur Dauer von einer Woche von dem Börſenvorſtande, für längere Zeit von 
dem Vorſteheramte der Kaufmannſchaft bewilligt werden. 
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§ 4. 

Die Kursmakler find verpflichtet, nach Vorſchrift der Börſenordnung bei der amtlichen 
Preisfeſtſtellung mitzuwirken und auch im übrigen die Anweiſungen des Vorſteheramtes der 
Kaufmannſchaft und des Börſenvorſtandes über das bei der Feſtſtellung der Preiſe und 
Kurſe zu beobachtende Verfahren zu befolgen. 


§ 5. 

Auf Antrag des Börſenvorſtandes kann das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft einem 
Kursmakler, der aus dem Maklergewerbe keine auskömmliche Einnahme bezieht, geſtatten, 
daneben ein anderes Handelsgewerbe zu betreiben und in einem ſolchen als Kommanditiſt 
oder ſtiller Geſellſchafter ſich zu beteiligen; jedoch darf es ſich nicht um einen Geſchäfts⸗ 
zweig handeln, für den der Kursmakler bei der amtlichen Feſtſtellung des Börſenpreiſes 
mitzuwirken hat. Die erteilte Genehmigung iſt jederzeit widerruflich. 


§ 6. 
Die Kursmakler müſſen diejenigen Handelsgeſchäfte, die fie nach Maßgabe des § 30 
Abſ. 1 des Börſengeſetzes für eigene Rechnung oder im eigenen Namen abgeſchloſſen haben, 
ſowie die von ihnen nach Maßgabe derſelben Vorſchrift für vermittelte Geſchäfte über⸗ 
nommenen Bürgſchaften in ihren Tagebüchern täglich vor Vollziehung der Unterſchrift über— 
ſichtlich zuſammenzuſtellen. 
§ 7. 


Das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft ift befugt, Anordnungen zur Regelung des 
Geſchäftsverkehrs der Kursmakler zu treffen. 


§ 8. 
Die Kursmakler unterſtehen, wie alle Börſenbeſucher, der Börſenleitung des Börſen⸗ 
vorſtandes und dem Ehrengericht. 
Die Aufſicht über die Kursmakler führt der Staatskommiſſar und der Börſenvorſtand. 
Beſchwerden über die Amtstätigkeit der Kursmakler ſind an den Staatskommiſſar 
oder an den Börſenvorſtand zu richten. 


§ 9. 
Der Staatskommiſſar und der Börſenvorſtand find befugt, in die Hand- und Tage⸗ 
bücher der Kursmakler Einſicht zu nehmen. 


§ 10. 


Ein Kursmakler, der die ihm als ſolchem obliegenden Pflichten verletzt, unterliegt, 
ſoweit nicht die Zuſtändigkeit des Ehrengerichts begründet iſt, der Diſziplinarbeſtrafung 
durch den Börſenvorſtand. 

Diſziplinarſtrafen kommen insbeſondere zur Anwendung, wenn ein Kursmakler ohne 
genügende Entſchuldigung oder ohne Urlaub die Börſenverſammlung oder die Feſtſetzung 
der Kurſe oder Preiſe verſäumt oder aus Fahrläſſigkeit bei dieſer Feſtſtellung unrichtige 
Angaben macht. 

811. 
Die Diſziplinarſtrafen find: 
a) Warnung, 
b) Verweis, 
e) Geldſtrafe bis zu 300 Mark, 
d) zeitweiſe Verſagung des Zutritts zu den Börſenverſammlungen bis zur Dauer 
von 3 Monaten. 

Die zeitweiſe Verſagung des Zutritts zu den Börſenverſammlungen kann mit Ge— 
nehmigung des Vorſteheramtes durch Anſchlag in der Börſe bekannt gemacht werden. 

Die Geldſtrafen fließen in die Armenkaſſe der Korporation der Kaufmannſchaft. 


§ 12. 
Die Diſziplinarverhandlungen find nicht öffentlich. 
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§ 13. 


Der Staatskommiſſar hat im Diſziplinarverfahren dieſelben Befugniſſe wie im ehren- 
gerichtlichen Verfahren (§§ 9—27 des Börſengeſetzes). 


§ 14. 

Die Entſcheidung des Börſenvorſtandes ift dem Staatskommiſſar und dem Beſchuldigten 
in einer mit Gründen verſehenen Ausfertigung zuzuſtellen. Dem Staatskommiſſar und dem 
Beſchuldigten ſteht binnen 14 Tagen die Beſchwerde an das Vorſteheramt der Kaufmann— 
ſchaft zu. Die Beſchwerde hat aufſchiebende Wirkung. 


8 15. 
Dieſe Maklerordnung tritt am 1. Oktober d. Is. an Stelle der Maklerordnung vom 
28. Dezember 1896 in Kraft. 


Berlin, den 3. Juni 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
IIb 5247. Dr. Neuhaus. 


Betr. Einfuhr von Weintrauben. 
Berlin, den 9. September 1909. 

Es iſt wahrgenommen, daß friſche Weintrauben, die als Tafeltrauben eingeführt und 
demgemäß zu dem ermäßigten Vertragszollſatz abgefertigt wurden, ſpäter zur Weinbereitung 
verwendet worden ſind. Die Zollbehörden ſind daher angewieſen, bei Sendungen, welche 
im Eiſenbahnverkehr in größeren Mengen eingehen, mit beſonderer Vorſicht zu verfahren. 
Zur wirkſamen Ausübung der Kontrolle erſcheint jedoch auch die Mitwirkung der Polizei⸗ 
behörden unerläßlich. 

Wir erſuchen daher, die Polizeibehörden Ihres Bezirkes, ſoweit nach Lage der Ver⸗ 
hältniſſe ein Bedürfnis dafür vorliegt, auf die Angelegenheit aufmerkſam zu machen und 
ſie anzuweiſen, ſich mit den Zollſtellen in Verbindung zu ſetzen, wenn ſie bemerken, daß 
Trauben gekeltert werden, die anſcheinend als „Tafeltrauben“ verzollt worden ſind. Wir 
weiſen hierbei darauf hin, daß nach § 3 Ziffer 2 der Kaiſerlichen Verordnung vom 
4. Juli 1883, betreffend das Verbot der Einfuhr und der Ausfuhr von Pflanzen und 
ſonſtigen Gegenſtänden des Wein- und Gartenbaues, (RGBl. S. 153) Trauben der Weinleſe 
nur eingeſtampft in Fäſſern von wenigſtens 5 hl Raumgehalt, nach einem Erlaß des Herrn 
Reichskanzlers vom 25. Februar 1887 auch in Ziſternen⸗ oder Keſſelwagen eingeführt 
werden dürfen. Hiernach liegt jedesmal der Verdacht einer zollwidrigen Verwendung vor, 
wenn ausländiſche Trauben, die in anderer Weiſe, z. B. in Schachteln, Kiſten oder Körben, 
verpackt ſind, gekeltert oder in größeren Mengen an Perſonen, die ſich mit dem Keltern 
befaſſen, abgeliefert werden. 


Der Miniſter Der Miniſter des Der Miniſter für Der Miniſter 
für Landwirtſchaft, Innern. Handel und Gewerbe. der geiſtlichen, Unter— 
Domänen und Forſten. In Vertretung Im Auftrage ee und Medizinal⸗ 
Im Auftrage e Ingelegenbeiten. 
Küſter. an bon der Hagen. Im Auftrage 


M f. L. IB! 5236. — M. d. J. IIe 2181. — M. f. H. IIb 8072. — M. d g. A. M. 8146. Förſter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 
Dem früheren Schiffer auf großer Fahrt Hugo Richard Schubert, geboren am 
22. Januar 1869 zu Naumburg i S., iſt die ihm durch die Entſcheidung des Kaiſerlichen 
Ober⸗Seeamtes vom 30. Mai 1906 entzogene Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes 
wieder eingeräumt worden. 


Anlage I. 
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3. Verkehr mit Nahrungsmitteln. 
Betreffend Ausführung des Reichsweingeſetzes. 
Berlin, den 7. September 1909. 

In der Anlage erhalten Sie Abſchrift einer von uns vollzogenen Bekanntmachung, 
betreffend Ausführung des Reichsweingeſetzes vom 7. April d. Is. (RGB. S. 393). Wir 
erſuchen ergebenſt, die Bekanntmachung in dem nächſten Stücke des Amtsblatts für den 
dortigen Regierungsbezirk abdrucken zu laſſen und auch ſonſt in geeigneter Weiſe zur 
Kenntnis der intereſſierten Kreiſe zu bringen. 

Von Seiten des Bundesrats find Ausführungsbeſtimmungen zu dem am 1. Septem- 
ber d. Is. in Kraft tretenden Geſetze beſchloſſen worden, die der Herr Reichskanzler durch 
Bekanntmachung vom 9. Juli d. Is. (RGB. S. 549) veröffentlicht hat. Ferner hat der 
Bundesrat in Ausführung von § 14 des Geſetzes einer Weinzollordnung ſeine Zuſtimmung 
erteilt, die von dem Herrn Reichskanzler unter dem 17. Juli d. J. im Zentralblatt für das 
Deutſche Reich S. 333 veröffentlicht worden iſt. 

Zur Ausführung des Geſetzes ordnen wir des weiteren folgendes an: 


1. Zu § 3 Abſ. 4 des Geſetzes. 

Es iſt dafür Sorge zu tragen, daß die Vorſchriften über die Pflicht zur Anzeige der 
Abſicht, Traubenmaiſche, Moſt oder Wein zu zuckern, in den am Weinbau beteiligten Ge- 
bieten, in denen nach § 3 Abſ. 3 des Geſetzes die Zuckerung allein zuläſſig iſt, alljährlich 
rechtzeitig vor Beginn der Weinleſe ſeitens der Ortspolizeibehörden oder Gemeindevorſtände 
durch öffentliche Bekanntmachung unter Hinweis auf die Strafvorſchriften in § 29 Nr. 2 und 
§ 30 des Geſetzes der Bevölkerung in Erinnerung gebracht werden. Dabei iſt zugleich anzu— 
geben, ob die Anzeige durch Eintragung in Liſten erfolgen kann und wo dieſe Liſten aufliegen. 

Um die Erſtattung der Anzeigen zu erleichtern, haben die für die Entgegennahme der 
Anzeigen gemäß unſerer beigefügten Bekanntmachung zuſtändigen Gemeindevorſtände allge— 
mein, falls nicht beſondere Gründe entgegenftehen, Liſten für die Eintragung der Anzeigen 
an geeigneter Stelle aufzulegen; es iſt jedoch zu beachten, daß die Erſtattung einer ſchrift 
lichen Anzeige anſtelle der Eintragung in die Liſten überall ſtatthaft iſt. Die Anzeige gilt 
als an dem Tage erſtattet, an dem ſie bei dem Gemeindevorſtand eingegangen iſt. 

Die Anzeigen und Anzeigeliſten ſind von dem Gemeindevorſtande, nach Jahren 
geordnet, mindeſtens fünf Jahre lang aufzubewahren. Einſicht in ſie iſt außer den zu— 
ſtändigen Polizei- und Aufſichtsbehörden nur den mit der Ausführung der Weinkontrolle 
beauftragten Sachverſtändigen (§ 21 des Geſetzes) zu geſtatten. Ob und inwieweit es 
angebracht erſcheint, anzuordnen, daß die erſtatteten Anzeigen von den Gemeindevorſtänden 
den Sachverſtändigen unaufgefordert zur Kenntnisnahme übermittelt werden, iſt nach Lage 
der örtlichen Verhältniſſe zu entſcheiden. 


2. Zu § 4 Abſ. 2 des Geſetzes. 

Die gemäß unſerer beiliegenden Bekanntmachung Ihnen zuſtehende Genehmigung zur 
Anſtellung von Verſuchen mit anderen Verfahren der Kellerbehandlung, als ſie durch die 
vom Bundesrate beſchloſſenen Ausführungsbeſtimmungen zugelaſſen ſind, iſt nur dann zu 
erteilen, wenn nach der geſamten Sachlage Gewähr dafür geboten erſcheint, daß es ſich 
tatſächlich nur um Verſuche zur Verbeſſerung der Kellerbehandlung, nicht aber um eine 
Umgehung der für dieſe aufgeſtellten Beſtimmungen handelt. Vor der Genehmigung iſt 
der zuſtändige mit der Weinkontrolle betraute Sachverſtändige zu hören. 


3. Zu § 6 Abſ. 2 des Geſetzes. 

In den am Weinbau und Weinhandel intereſſierten Kreiſen ſcheint vielfach erwartet 
zu werden, daß behördlicherſeits Ausführungsbeſtimmungen oder Erläuterungen zu den 
Vorſchriften in § 6 Abſ. 2 des Geſetzes, namentlich hinſichtlich der Begriffe „einzelne Ge— 
markungen oder Weinbergslagen“ und „benachbarte oder nahegelegene Gemarkungen oder 
Lagen“ im zweiten Satze, werden erlaſſen werden. Wir bemerken dazu, daß der Erlaß 
ſolcher Beſtimmungen, der im Geſetz auch nicht beſonders vorgeſehen iſt, nicht beabſichtigt 
wird. Es bleibt abzuwarten, ob ſich Weinbau und Weinhandel vielleicht über beſtimmte 
Auffaſſungen der angegebenen Begriffe einig werden, die dem Sinne des Geſetzes ent⸗ 
ſprechen und daher den mit der Ausführung des Geſetzes befaßten Behörden und Sach⸗ 
verſtändigen als Unterlagen für ihre Beurteilung empfohlen werden könnten. Im übrigen wird 
es Sache der Gerichte ſein, zu entſcheiden, ob bei der Bezeichnung eines Weines im Handel 
und Verkehr die Beſtimmungen in § 6 Abſ. 2 Satz 2 des Geſetzes richtig befolgt ſind. 


418 


4. Zu § 11 Abi. 3 des Geſetzes. 

Für die Anzeige der Herſtellung von Haustrunk ſeitens derjenigen Perſonen, die 
Wein gewerbsmäßig in Verkehr bringen, ſind vom Bundesrate beſondere Muſter nicht vor⸗ 
geſchrieben worden. Wir überlaſſen Ihnen die Entſcheidung, ob es ſich empfiehlt, im 
dortigen Verwaltungsbezirk oder in Teilen desſelben ein beſonderes Muſter für die Er⸗ 
ſtattung der Anzeige unter Berückſichtigung der nach § 11 Abf. 3 Halbſatz 1 des Geſetzes 
zu fordernden Angaben vorzuſchreiben. Desgleichen wollen Sie erwägen, ob etwa die 
Auflegung von Liſten ſeitens der Gemeindevorſtände, ähnlich wie es für die aus § 3 Abſ. 4 
des Geſetzes zu erſtattende Anzeige ftatthaft ijt, für die Eintragung der Anzeigen durch die 
dazu Verpflichteten zweckmäßig erſcheint. Auch könnte in den Weinbau treibenden Gegenden eine 
alljährliche Erinnerung an die geſetzlichen Vorſchriften durch öffentliche Bekanntmachung in Ver- 
bindung mit der nach Nr. 1 dieſes Erlaſſes alljährlich zu veröffentlichenden erwägenswert ſein. 

In welcher Weiſe und in welchem Umfange ſeither die Bereitung des Haustrunkes 
der Weinfälſcherei als Vorwand und Deckmantel gedient hat, dürfen wir als bekannt vor⸗ 
ausſetzen. Dieſen Verhältniſſen entſprechend iſt der Überwachung der Betriebe, in denen 
Haustrunk hergeſtellt wird, ſeitens der mit der Ausführung des Geſetzes befaßten Behörden 
und Sachverſtändigen große Aufmerkſamkeit zuzuwenden. Wo der Verdacht beſteht, daß 
die nur für die Haustrunkbereitung durch das Geſetz gewährten Freiheiten mißbraucht 
werden, iſt gemäß § 11 Abſ. 3 Halbſatz 2 zu verfahren, die Herſtellung des Haustrunkes 
nach Menge, Zeit, Ort und Raum zu beſchränken und zu veranlaſſen, daß ſie unter beſon⸗ 
derer Aufſicht der Polizeiorgane oder der Weinkontrolleure erfolgt. 

Bezüglich der Aufbewahrung der Anzeigen über Haustrunkbereitung und ihre Viber- 
mittelung an die mit der Weinkontrolle betrauten Sachverſtändigen gilt das unter 1 dieſes 
Erlaſſes zu § 3 Abſ. 4 des Geſetzes Angeordnete. 

In den vom Bundesrate zu §§ 4, 11, 12 des Geſetzes beſchloſſenen Ausführungs- 
beſtimmungen iſt unter © II Abs. 2 vorgeſehen, daß die Landeszentralbehörde die Ber- 
wendung von Zitronenſäure zur Haustrunkbereitung auch für beſtimmte andere Fälle als 
die ebenda Abſ. 1 genannten, in denen fie ohne weiteres zuläſſig iſt, geſtatten kann. Sollte 
ein Bedürfnis für eine ſolche Erlaubnis beſtehen, was wir nach den uns vorliegenden 
bezüglichen Berichten einftweilen nicht annehmen, fo iſt an mich, den mitunterzeichneten 
Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten, entſprechend zu berichten. 


5. Zu § 11 Abſ. 4 des Geſetzes. 

Bei der nach unſerer beigefügten Bekanntmachung von dem Landrat, in Stadtkreiſen 
von der Ortspolizeibehörde zu erteilenden Genehmigung der Veräußerung von Haustrunk 
unter den im Geſetze genannten Vorausſetzungen iſt mit Vorſicht zu verfahren, um zu ver⸗ 
meiden, daß etwa Haustrunk als Wein in den freien Verkehr gelangt; aus dieſem Geſichts⸗ 
punkt iſt es ratſam, die Genehmigung nur zu erteilen, wenn der Abnehmer für den Haus⸗ 
trunk namhaft gemacht wird und deſſen Perſon die nötige Gewähr für geſetzmäßige Ver⸗ 
wendung des Haustrunkes gibt. 


6. Zu § 14 des Geſetzes. 

Gemäß unferer beigefügten Bekanntmachung ſind für die Unterſuchung von Wein, 
Traubenmoſt und Traubenmaiſche, die in das Zollinland eingeführt werden, zuſtändig die 
mit der polizeilichen Nahrungsmittelunterſuchung betrauten ſtaatlichen Anſtalten und die als 
öffentlich im Sinne von § 17 des Nahrungsmittelgeſetzes anerkannten Unterſuchungsanſtalten. 
Aus beiliegender Überſicht ergibt ſich, welche Anſtalten zurzeit in Betracht kommen. 

Die Zuſtändigkeit der Anſtalten beſchränkt ſich uicht, was die Unterſuchung einzu⸗ 
führender Weine uſw. anbelangt, auf die Verwaltungsbezirke, für die ſie Unterſuchungen 
im Intereſſe der polizeilichen Nahrungsmittelkontrolle ausführen oder für die ſie als öffent⸗ 
liche Anſtalten anerkannt ſind. Es ſteht den Zollſtellen, über die nach den vom Bundesrate 
noch zu treffenden Beſtimmungen (ſ. § 1 der Weinzollordnung, Zentralblatt für das Deutſche 
Reich 1909 S. 333) die Einfuhr von Wein uſw. erfolgen kann, vielmehr frei, welcher 
Anſtalt fie die Unterſuchungen übertragen wollen, wobei vorausgeſetzt wird, daß tunlichſt 
die nächſtgelegene Anſtalt herangezogen wird. 

Nach Abſ. 4 der vom Bundesrate beſchloſſenen Ausführungsbeſtimmungen zu § 14 
des Geſetzes haben die Anftalten bei der Unterſuchung nach der Anweiſung des Bundesrats 
zur chemiſchen Unterſuchung des Weins zu verfahren. Als ſolche kommt zurzeit in Betracht 
die durch Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 25. Juni 1896 veröffentlichte 
und durch Bekanntmachung vom 2. Juli 1901 abgeänderte Anweiſung (Zentralblatt für das 


Aulage ii 


414 


Deutſche Reich 1896 ©. 152 und 1901 S. 234). Der Umfang der Unterfuchung ift dem 
Ermeſſen des unterſuchenden Sachverſtändigen überlaſſen. 

Die Gebühren für die Unterſuchung ſind nach dem von einer Kommiſſion von Nah⸗ 
rungsmittelchemikern im Kaiſerlichen Geſundheitsamte 1901 vereinbarten „Entwurf von 
Gebührenſätzen für Unterſuchungen von Nahrungsmitteln und Genußmitteln“, Berlin 1902, 
Verlag von J. Springer zu berechnen und durch Vermittelung der die Unterſuchung ver- 
anlaſſenden Zollbehörde von dem zur Zahlung Verpflichteten (§ 3 der Weinzollordnung) 
einzuziehen. Die Verrechnung der Gebühren für die Unterſuchungen an ſtaatlichen Anſtalten 
hat bei der Etatſtelle zu erfolgen, bei der die Einnahmen für die Nahrungsmittelunter⸗ 
ſuchungen verbucht werden. 

Wir erſuchen Sie, die im dortigen Verwaltungsbezirke belegenen Unterſuchungsanſtalten 
unter Hinweis auf die vom Bundesrate zu § 14 des Geſetzes beſchloſſenen Ausführungs⸗ 
vorſchriften und die Weinzollordnung dementſprechend in Kenntnis zu ſetzen und anzuweiſen. 


7. Zu § 19 des Geſetzes. 

Nach Abſ. 1 der vom Bundesrate beſchloſſenen Ausführungsbeſtimmungen zu 8 19 
des Geſetzes kann die Landeszentralbehörde die Buchführung in anderer als deutſcher 
Sprache geſtatten. Ein Bedürfnis, dieſe Genehmigung für beſtimmte Landesteile allgemein 
zu erteilen, beſteht nicht. Anträge auf Genehmigung in Einzelfällen ſind an uns, die 
Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten und des Innern, unter Beifügung einer 
Außerung zu dem Geſuch einzureichen. 

Einer Einrichtung der Buchführung nach den vom Bundesrate beſchloſſenen Muſtern 
bedarf es nach Abſ. 9 der Ausführungsbeftimmungen des Bundesrats zu § 19 nur, wenn 
feſtgeſtellt wird, daß die geführten Bücher keine genügende Überſicht gewähren. Eine 
ſofortige Prüfung der Buchführung in allen zu ihr geſetzlich verpflichteten Betrieben iſt 
nicht erforderlich; vielmehr kann ein entſprechender Antrag der zur Buchführung Ver— 
pflichteten oder das Ergebnis der Kontrolle des Betriebs durch die mit der Beaufſichtigung 
betrauten Polizeibehörden und Sachverſtändigen abgewartet werden. 


8. Zu § 21 des Geſetzes. 

In denjenigen Teilen des Staatsgebiets, für die bisher Sachverſtändige im Haupt⸗ 
berufe nicht beſtellt ſind, hat die Weinkontrolle einſtweilen in der bisherigen Weiſe zu er- 
folgen. Jedoch iſt die in den meiſten Regierungsbezirken von uns bereits wiederholt an- 
geregte Erſetzung nicht genügend ſachverſtändiger Weinkontrolleure aus verſchiedenen Berufs- 
ſtänden durch Nahrungsmittelchemiker der mit der Unterſuchung der Nahrungsmittel für 
die polizeiliche Kontrolle beauftragten Unterſuchungsanſtalten mit Nachdruck zu betreiben. 

Wegen der Beſtellung hauptberuflicher Sachverſtändiger im geſamten Staatsgebiete 
wird das weitere demnächſt veranlaßt werden. Wo ſolche ſchon tätig ſind, bleibt es bei 
der bisherigen Regelung der Verhältniſſe. 


9. Zu § 25 Abſ. 4 des Geſetzes. 

Welche Gebietsteile des Staates als zu dem am Weinbau beteiligten Gebiete des 
Deutſchen Reiches (§ 3 Abſ. 3 des Geſetzes) gehörig zu erachten find, werden wir dem 
nächſt bekannt geben. Bis auf weiteres gelten dafür die in der Bekanntmachung des 
Herrn Reichskanzlers vom 27. März 1906 (RGBl. S. 449), betreffend die Bildung von 
Weinbaubezirken im Sinne von § 3 Abſ. 1 des Geſetzes vom 6. Juli 1904 (RG Bl. S. 261) 
aufgeführten Weinbaubezirke; ſoweit darin nur einzelne Gemeinden, Gemarkungen uſw. 
angegeben ſind, rechnen jedoch die Kreiſe, zu denen dieſe gehören, in ihrer Geſamtheit zum 
Weinbaugebiet. 


Der Finanzminiſter. Der Minifter für Landwirtſchaft, Der Miniſter des 
In Vertretung. Domänen und Forſten. Innern. 
Michaelis. Im Auftrage. In Vertretung. 

1 Küſter. Holtz. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts 
Im Auftrage. und Medizinal⸗Angelegenheiten. 
Im Auftrage. 
v. d. Hagen. Förſter 


F. M. 114 360. III 13782 — M. f. L. IA IIe 5202. — M. d. J. IIe 2391. — M. f. H. IIb 8915. — M. d. g. A. M. 7968 1. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten zu Berlin. 


Anlage I. 


Bekanntmachung, betreffend Ausführung des Reichsweingeſetzes vom 
7. April 1909, Reichs-Geſetzblatt S. 393. 


Auf Grund von § 25 Abſ. 3 des Reichsweingeſetzes vom 7. April 1909, Reichs-Geſetz⸗ 
blatt S. 393, beſtimmen wir zur Ausführung dieſes Geſetzes und der dazu vom Bundesrate 
beſchloſſenen Ausführungsbeſtimmungen (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 9. Juli 
d. a Reichs⸗Geſetzblatt S. 549) hinſichtlich der Zuſtändigkeit der nachgeordneten Behörden 
folgendes: 

1. Der Gemeindevorſtand iſt zuſtändig zur Entgegennahme von Anzeigen 

a) der Abſicht, Traubenmaiſche, Moſt oder Wein zu zuckern (§ 3 Abſ. 4 des Geſetzes); 

b) der Herſtellung von Haustrunk ſeitens ſolcher Perſonen, die Wein gewerbsmäßig 
in Verkehr bringen (§ 11 Abſ. 3 Halbſatz 1 des Geſetzes). 

2. der Landrat, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde, iſt zuſtändig 

a) für die Anordnung einer Beſchränkung oder einer beſonderen Beaufſichtigung der 
Herſtellung von Haustrunk ſeitens ſolcher Perſonen, die Wein gewerbsmäßig 
in Verkehr bringen (§ 11 Abſ. 3 Halbſatz 2 des Geſetzes); 

b) für die Genehmigung der Veräußerung von Haustrunk bei Auflöſung des Haus— 
haltes oder Aufgabe des Betriebs (§ 11 Abſ. 4 Satz 2 des Geſetzes); 

c) für die Genehmigung der Verwendung von Getränken, die nach § 13 des Geſetzes 
vom Verkehr ausgeſchloſſen find (§ 15 Satz 2 des Geſetzes); 

d) für die Entſcheidung, ob die Buchführung ſeitens der dazu vom Geſetze Ver— 
pflichteten in anderer Weiſe als nach den vom Bundesrate beſchloſſenen Muſtern 
erfolgen darf (§ 19 Abſ. 4 des Geſetzes und Ausführungsvorſchriften des Bundes— 
rats dazu Abſ. 9); 

e) für das Verbot der Verwahrung anderer Stoffe als Wein oder Traubenmoſt in 
Räumen, in denen Wein zum Zwecke des Verkaufs hergeſtellt oder gelagert 
wird (§ 20 Abſ. 3 des Geſetzes). 

3. Der Regierungspräſident, im Landespolizeibezirke Berlin der Polizeipräſident, 
iſt zuſtändig 

a) für die Genehmigung von Verſuchen, die bei der Kellerbehandlung des Weines 
mit anderen als den vom Bundesrate dafür geſtatteten Stoffen angeſtellt werden 
ſollen (§ 4 Abſ. 2 des Geſetzes); 

b) für die Entſcheidung über Beſchwerden gegen die Zurückweiſung von einzuführendem 
Weine uſw. durch die Zollbehörden (§ 14 des Geſetzes, Ausführungsvorſchriften 
des Bundesrats dazu Abſ. 6, Weinzollordnung vom 17. Juli d. Is., Zentralblatt 
für das Deutſche Reich (S. 333). 

Ferner beſtimmen wir, daß für die Unterſuchung von Wein, Traubenmoſt und Trauben⸗ 
maiſche, die in das Zollinland eingeführt werden — § 14 des Geſetzes, Ausführungs⸗ 
vorſchriften des Bundesrats dazu Abſ. 3, Weinzollordnung § 2 Abſ. 2 —, zuſtändig find 
die mit der polizeilichen Nahrungsmittelunterſuchung betrauten ſtaatlichen Anſtalten und die 
als öffentlich im Sinne von § 17 des Geſetzes vom 14. Mai 1879, Reichs-Geſetzblatt S. 145, 
anerkannten Unterſuchungsanſtalten für Nahrungsmittel uſw. 


Berlin, den 31. Auguſt 1909. 


Der Finanzminiſter. 5 Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. i en . In Vertretung. 
. Im Auftrage. Holtz. 

Küſter. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- 
Im Auftrage. und Medizinal-Angelegenheiten. 
v. d. Hagen. Im Auftrage. 
Förſter. 
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M. d. g. A. M 796811. 
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Verzeichnis der Nahrungsmittelunterſuchungsämter. 


Regierungsbezirk 


Berlin . 
Stettin. 


Bofen . 
Oppeln. 


Merſeburg 
Osnabrück. 
Wiesbaden 
Cöln 


Königsberg 


Gumbinnen 


Danzig 


Potsdam. 


Frankfurt a. O. 


Köslin. 


Stralfund . 
Bromberg . 
Breslau 


Liegnitz 


Oppelu ; 
Magdeburg 


Merſeburg 
Erfurt . 
Schleswig 


Hannover i 
Hildesheim 


Unterſuchungsamt 


Staatliche Anſtalten. 

Anſtalt zur Unterſuchung von Nahrungsmitteln uſw. bei dem 
Königlichen Polizeipräſidium in Berlin. 

Chemiſches Laboratorium der Königlichen Auslandsfleiſchbeſchau— 
ſtelle in Stettin. 

Königliches Hygieniſches Inſtitut in Poſen. 

Königliches Hygieniſches Inſtitut in Beuthen (Abteilung zur 
Unterſuchung von Nahrungsmitteln). 

Chemiſches Unterſuchungsamt am Hygieniſchen Inſtitut der Uni— 
verſität Halle. 

Chemiſches Laboratorium der Auslandsfleiſchbeſchauſtelle in Bent— 


heim. 

Chemiſches Laboratorium der Königlichen Auslandsfleiſchbeſchau— 
ſtelle in Frankfurt a. M. 

Unterſuchungsanſtalt am Chemiſchen Inſtitut der Univerſität Bonn. 


Sonſtige Anſtalten. 

Nahrungsmittel- Unterſuchungsamt der Landwirtſchaftskammer für 
die Provinz Oſtpreußen in Königsberg. 

Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt des Landwirtſchaftlichen Zentral— 
vereins in Inſterburg. 

Städtiſches Nahrungsmittel Unterſuchungsamt in Tilſit. 

Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt für die Provinz Weſtpreußen 
in Danzig. 

Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt der Landwirtſchaftskammer für 
die Provinz Brandenburg in Berlin. 

Zweigſtelle Frankfurt a. O. des Nahrungsmittel-Unterſuchungs— 
anites der Landwirtſchaftskammer für die Provinz Brandenburg 
in Berlin. 
tädtiſches Unterſuchungsamt in Cottbus. 

een ee der Landwirtſchaftskammer in 
Köslin. 

Städtiſches chemiſch⸗hygieniſches Unterſuchungsamt in Stralſund. 

Städtiſches Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt in Bromberg. 

Städtiſches chemiſches Unterſuchungsamt in Breslau. 

Städtiſches Unterſuchungsamt in Glatz. 

Städtiſches Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt in Reichenbach. 

Städtiſches chemiſches Unterſuchungsamt in Waldenburg i. Schl. 

Städtiſches Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt in Liegnitz. 

Städtiſches chemiſches Unterſuchungsamt in Görlitz. 

Städtiſches Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt in Oppeln. 

Städtiſches Nahrungsmittel Unterſuchungsamt in Magdeburg. 

Städtiſches Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsamt in Halberſtadt. 

Städtiſches Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt in Merſeburg. 

Städtiſches Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt in Erfurt. 

Naters e ce der Landwirtſchaftskammer in 

iel. 

Städtiſches chemiſches Unterſuchungsamt in Altona. 

Städtiſches Nahrungsmittel-Unterfuhungsamt in Flensburg. 

Städtiſches chemiſches Unterſuchungsamt in Hannover. 

Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsanſtalt bei der landwirtſchaftlichen 
Verſuchsſtation in Hildesheim. 


Regierungsbezirk 


Lüneburg 


Osnabrück 
Stade 
Aurich. 
Münſter 


Minden 


Arnsberg ' 


Gaffel . 


Coblenz 


Düſſeldorf 


Cöln 


Trier 


Aachen i 


Wires cen a sau f 


Städtiſches Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt in Harburg. 
Städtiſches Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt in Osnabrück. 
Städtiſches Unterſuchungsamt in Geeſtemünde. 

Städtiſches Unterſuchungsamt in Emden. 

Nahrungsmittel- Unterſuchungsamt der Landwirtſchaftskammer 
(Abteilung der landwirtſchaftlichen Verſuchsſtation) in Münſter 
/ W. 

Offentliches chemiſches Unterſuchungsamt in Recklinghauſen. 

Städtiſches Unterſuchungsamt in Bielefeld. 

Städtiſches Nahrungsmittel- Unterſuchungsamt in Minden. 

Unterſuchungsamt des Kreiſes Paderborn in Paderborn. 

Städtiſches Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt in Bochum. 

Städtiſches chemiſches Unterſuchungsamt in Dortmund. 

Unterſuchungsamt für den Landkreis Dortmund und den Kreis 
Hörde in Dortmund. 

Städtiſches Unterſuchungsamt in Hamm. 

Städtiſches Unterſuchungsamt in Hagen. 

Unterſuchungsanſtalt in Gelſenkirchen. 

Unterſuchungsanſtalt in Witten. 

Städtiſches Unterſuchungsamt in Caſſel. 

Unterſuchungsſtelle der Landwirtſchaftskammer (bei der landwirt— 
ſchaftlichen Verſuchsſtation) in Marburg. 

Offentliches Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt in Coblenz. 

Unterſuchungsanſtalt des Kreiſes Kreuznach in Kreuznach. 

Städtiſches Unterſuchungsamt für Nahrungsmittel uſw. in 
Barmen. 

Städtiſches chemiſches Unterſuchungsamt in Crefeld. 

Städtiſche Nahrungsmittel-Unterſuchungsanſtalt in Düſſeldorf. 

Städtiſches chemiſches Unterſuchungsamt in Duisburg. 

Städtiſches Unterſuchungsamt in Elberfeld. 

Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsanſtalt in Eſſen. 

Städtiſches chemiſches Unterſuchungsamt in M.-Gladbach. 

a Unterſuchungsanſtalt des Kreiſes Kempen in Kalden— 

irchen. 

Unterſuchungsamt des Kreiſes Mors in Mörs. 

Unterſuchungsamt in Mülheim / Ruhr. 

Unterſuchungsamt des Kreiſes Neuß in Neuß. 

Städtiſches Unterſuchungsamt in Oberhauſen. 

Städtiſches Nahrungsmittel Unterſuchungsamt in Remſcheid. 

Städtiſches Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsamt in Rheydt. 

Kreis⸗Unterſuchungsamt in Ruhrort. 

Städtiſches Unterſuchungsamt in Solingen. 

Kreis⸗Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsamt in Vohwinkel. 

Verſuchsſtation des landwirtſchaftlichen Vereins für Rheinpreußen 
in Bonn. 

Städtiſches Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt in Cöln. 

Sa Ahei Nahrungsmittel-Unterſuchungsgamt in Mülheim 
a. Rhein. 

Städtiſches Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt in Trier. 

Unterſuchungsamt des Kreiſes Saarbrücken. 

Städtiſches chemiſches Unterſuchungsamt in Aachen. 

Städtiſches chemiſches Unterſuchungsamt in Düren. 

Unterſuchungsamt in Eſchweiler. 


Anlage. 


Anlage. 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 


Betr. Funkenfänger an beweglichen Kraftmaſchinen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 18. September 1909. 

Im Anſchluß an den Erlaß vom 11. Auguſt d. Is. (SMBl. S. 390) benachrichtige 
ich den Zentralverband, daß ich im Einvernehmen mit dem Verbande der öffentlichen 
Feuerverſicherungsanſtalten in Deutſchland, der Vereinigung der in Deutſchland arbeitenden 
Privat⸗Feuerverſicherungsgeſellſchaften und dem Verbande deutſcher Feuerverſicherungsgeſell— 
ſchaften auf Gegenſeitigkeit die in der Anlage dargeſtellten Funkenfänger der Firma Wilhelms⸗ 
hütte A. G. in Eulau und Niebaum & Gutenberg in Herford auf Grund ausgeführter 
Verſuche als wirkſame Einrichtungen zur Vermeidung des Funkenauswurfs im Sinne des 
§ 4 der Polizeiverordnung über bewegliche Kraftmaſchinen anerkannt habe. Für verſchiedene 
Schornſteindurchmeſſer gelten die in den Zeichnungen angegebenen Verhältniszahlen. 


Im Auftrage. 
III 7687. gez. Dr. Hoffmann. 


An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Frankfurt a. O. 


a = Schornſtein D a = Schornftein O 
Deine e 
H = 0,75a = a/4 
d= co af f > 2/3 
2 
Wilhelmshütte-Eulau. Niebaum & Gutenberg. 


24. 25. 
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2. Wandergewerbe und Märkte. 
Betr. Abhaltung von Vieh und Jahrmärkten. 
ini ii und Gewerbe. 
Der Minifter für Handel erbe eder 1908! 


Aus Anlaß der alljährlich am 1. Dezember ſtattfindenden Viehzählungen erſuche ich 
Eure Exzellenz, dafür Sorge zu tragen, daß an dieſen Tagen Vieh⸗ und Jahrmärkte nicht 
abgehalten, etwa für dieſes Jahr angeſetzte aber tunlichſt bald verlegt werden. 

Im Auftrage. 
III 7747. Dr. Hoffmann. 


An die Herren Oberpräſidenten. 


Betr. Preisfeſtſtellung für Viehhöfe. 

Auf Grund des Geſetzes, betreffend die Preisfeſtſtellung beim Markthandel mit Schlacht⸗ 
vieh, vom 8. Februar 1909 (RG Bl. S. 269) find von dem Miniſter für Handel und Gewerbe 
weitere Preisfeſtſtellungsordnungen erlaſſen (vgl. Preisfeſtſtellung für den ſtädtiſchen Vieh— 

hof in Berlin vom 22. Juni 1909 — HMBl. S. 357 — und für den ſtädtiſchen Schlacht⸗ 
und Viehhof zu Cöln vom 29. Juli 1909 — HMBl. ©. 394 —): 
durch Erlaß vom 20. Juli d. J. für den ſtädtiſchen Viehhof zu Breslau, 
durch Erlaß vom 20. Juli d. J. für den ſtädtiſchen Viehhof zu Danzig, 
durch Erlaß vom 20. Juli d. J. für den ſtädtiſchen Viehhof zu Aachen, 
durch Erlaß vom 20. Juli d. J. für den ſtädtiſchen Schlachtviehhof in Hannover, 
durch Erlaß vom 21. Auguſt d. J. für den ſtädtiſchen Viehhof zu Magdeburg. 

Die Preisfeſtſtellungsordnungen ſind in den betreffenden Amtsblättern zum Abdruck 

gebracht worden. 


3. Arbeiterverſicherung. 
a) Gemeinſchaftliche Angelegenheiten. 
Betr. Verſicherungspflicht der Trichinenſchauer auf Schlachthöfen. 
Berlin, den 30. Auguſt 1909. 

Der Verband deutſcher Schlachthoftrichinenſchauer hat eine Eingabe hierher gerichtet, 
in der eine Verbeſſerung der rechtlichen Stellung der Schlachthoftrichinenſchauer als 
wünſchenswert bezeichnet und insbeſondere gebeten wird, die Wohltaten, die jetzt einem 
großen Teile der Beamten, Angeſtellten und Arbeiter durch Krankenkaſſen, Invaliden- und 
Altersunterſtützungen, Gemeindealtersrenten, Penſions⸗, Witwen- und Waiſenkaſſen zuteil 
würden, auch den Schlachthof⸗Trichinenſchauern zugute kommen zu laſſen. 

Wir erſuchen ergebenſt, den Verhältniſſen auf dieſem Gebiete Ihre Aufmerkſamkeit 
zuwenden zu wollen. Wegen der Invaliditäts und Altersverſicherungspflicht der Trichinen⸗ 
ſchauer verweiſen wir auf die Ausführungen in den Beſchlüſſen des Reichsverſicherungsamtes 
vom 5. November 1907 (SMBl. 1908 S. 38) und 4. März 1908 — (mitgeteilt durch 
die Erlaſſe vom 28. Januar und 4. März 1908), in denen auch die rechtliche Natur des 
Verhältniſſes der Fleiſchbeſchauer und Trichinenſchauer zu. den Anſtellungsbehörden näher 
erörtert iſt. Dieſe Ausführungen werden im allgemeinen auch auf die Schlachthof⸗ 
Trichinenſchauer zutreffen. Sie wollen gegebenenfalls darauf hinwirken, daß die Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsverſicherungsamtes bei den Schlachthofverwaltungen überall beachtet 
werden. Die übrigen, von dem Verband in ſeiner Eingabe berührten Punkte, insbeſondere 
die Frage der Krankenverſicherung, werden je nach den Anſtellungsbedingungen verſchieden 
zu beurteilen ſein. Sie wollen prüfen, ob auf dieſem Gebiet Übelſtände vorliegen. 
Gegebenenfalls erſuchen wir, für Abhilfe von dort aus Sorge tragen zu wollen. 


Der Miniſter Dov Minister des Der Miniſter Der Miniſter 
für an a — 5 des für f der geiſtlichen, Unter- 
Domänen und Forſten. Bert re Handel und Gewerbe. richts- und Medizinal- 
Im Auftrage. In 791 2 Im Auftrage. Angelegenheiten. 
Küſter. Holtz. Dr. Hoffmann. Im Auftrage. 
I A Ile 3072 M. f. L. — M. 8249 M. d. g. A. — IId 2389 M. d. J. — III 7161 M. f. H. Kirchner. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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b) Krankenverfſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß ſie, 
vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Krankenkaſſe für Handels-Angeſtellte der Mitglieder vom Verein zum Schutze 
für Handel und Gewerbe e. V. (E. H.) in Bocholt, 

2. „Diana“, Kranken- und Sterbekaſſe für weibliche Handlungsgehilfen (E. H.) in 
Breslau, 

3. Handwerker⸗Krankenkaſſe zu Dirſchau (E. H.), 

4. Tabaksarbeiter-Unterſtützungskaſſe zu Bockenem (E. H.), 

5. Kranken- und Sterbekaſſe der Maurer, Zimmerer und Berufsgenoſſen im Saal: 
kreiſe (E. H.) in Oppin, N 

6. Eingeſchriebene Hilfskaſſe „Columbia“ zu Aufderhöhe, 

7. Kranken- und Sterbekaſſe der vereinigten Handwerker von Glindow (E. H.), 

8. Vereinigte Handwerkerkrankenkaſſe Herzfelde (E. H.), 

9. Handwerker-Krankenkaſſe für die Amter Eickel und Wanne (E. H.), 

10. Kranken- und Sterbekaſſe zu Bierſtadt (E. H.), 

11. Krankenkaſſe des katholiſchen Geſellen⸗Vereins (E. H.) in Danzig, 

12. „Victoria“, eingeſchriebene Hilfskaſſe, in Danzig, * 

13. Kirſchbaumer Kranken und Sterbe-Auflage (E. H.) in Solingen, 

14. Kranken⸗ und Sterbekaſſe zu Friedrichshagen. 


Berlin, den 28. September 1909. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 
Zu III 7702 IT. Ang. Neumann. 


e) Invalidenverſicherung. 
Betr. Abänderung der Auweiſung über das Verfahren bei Ausſtellung uſw. von Quittungskarteu. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 15. September 1909. 

Ziffer XV, 1 der Anweiſung, betreffend das Verfahren bei der Ausſtellung und dem 
Umtauſche ſowie bei der Erneuerung (Erſetzung) und der Berichtigung von Quittungskarten, 
vom 17. November 1899 (MBI. d. i. V. 1900 S. 16) erhält folgende Faſſung: 

„Die Ausſtellung der neuen Quittungskarte darf in der Regel von einer beſonderen 
Feſtſtellung darüber, ob zur Zeit die Verſicherungspflicht beſteht, nicht abhängig gemacht 
werden. Vielmehr hat im allgemeinen jeder Inhaber einer Quittungskarte Anſpruch auf 
ihren Umtauſch. Nur in ſolchen Fällen iſt die Ausſtellung einer neuen Quittungskarte 
abzulehnen, in denen die Ausgabeſtelle die pflichtmäßige Überzeugung gewinnt, daß die 
alte Quittungskarte zu Unrecht ausgeſtellt worden iſt oder daß die Erwerbsfähigkeit des 
Autragſtellers durch Alter, Krankheit oder andere Gebrechen bereits dauernd auf weniger 
als ein Drittel herabgeſetzt iſt (§ 5 Abſ. 4 des Invalidenverſicherungsgeſetzes). 

In Zweifelsfällen iſt die Ausſtellung der neuen Quittungskarte zunächſt abzulehnen und 
der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt unter Mitteilung der die Zweifel begründenden Um⸗ 
ſtände um eine baldige Außerung zu erſuchen. Das Gleiche hat zu geſchehen, wenn der 
Antragfteller bereits mit einem Antrag auf Bewilligung einer Invalidenrente unter An- 
erkennung ſeiner Erwerbsunfähigkeit zurückgewieſen worden iſt, weil er die Wartezeit 
nicht erfuͤllt hatte.“ 

In Ziffer XXVIII Abſ. 1 iſt hinter dem Worte „zurückzugeben“ folgender drittletzter 
Satz einzuſchalten: 

„Nimmt der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt in dieſem Falle die Aufrechnung der 
Quittungskarte ſowie die Ausſtellung der Aufrechnungsbeſcheinigung und der neuen Quittungs⸗ 
karte ſelbſt vor, ſo behält er die aufgerechnete Quittungskarte und überſendet der Ausgabe- 
ſtelle nur die Aufrechnungsbeſcheinigung und die neue Quittungskarte.“ 

Bei dieſer Gelegenheit mache ich darauf aufmerkſam, daß der durch Erlaß vom 
27. Februar 1906 (HMB. S. 127) vorgeſchriebene Bujak zu Ziffer VI der Anweiſung 
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durch den Erlaß vom 3. November v. J. (S MBl. S. 359) nicht aufgehoben iſt und als 
vorletzter Abſatz dieſer Ziffer beſtehen bleibt. 

Sie wollen dieſe Abänderungen in einer der nächſten Nummern des Regierungsamts⸗ 
blatts veröffentlichen und den unteren Verwaltungsbehörden je ein Exemplar der Anlage 
aushändigen. 

In Vertretung. 


III 7506. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. Prüfnugen für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten. 


In Düſſeldorf wird am 28. Oktober 1909 eine Prüfung für Lehrerinnen der weib— 
lichen Handarbeiten beginnen. 


Betr. Ausbildung von Gewerbeſchullehrerinnen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 18. September 1909. 

Gemäß Ziffer 1 Abſ. 2 der Vorſchriften vom 23. Januar 1907 (HMBl. S. 14) 
habe ich der Oſtpreußiſchen Mädchen-Gewerbeſchule in Königsberg i. Pr. widerruflich das 
Recht zur Ausbildung von Gewerbeſchullehrerinnen für die unter Ziffer IIa bis f aufge⸗ 
führten Lehrfächer (Kochen und Hausdirtſchaft, einfache und feine Handarbeiten ſowie 
Maſchinenähen, Wäſcheanfertigung, Schneidern, Putz, Kunſthandarbeiten) erteilt. 

Sie wollen dieſen Erlaß durch die Regierungs-Amtsblätter zur allgemeinen Kenntnis 
bringen. 

In Vertretung. 


IV 9859. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


— LENE 


Druckfehlerberichtigung. 
In dem Erlaſſe vom 11. Auguſt d. J. (SM Bl. ©. 390) iſt im fünften Satze ſtatt 
„JKund II“ zu leſen: „II und III“ und ſtatt: „III“ zu leſen: „J“, ferner ſtatt „Formen“: 
„Firmen“. 


III 7998. 


ihm. — 
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